 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7500414/2021

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter in der Verwaltungsstrafsache gegen ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, wegen der Verwaltungsiibertretung nach § 5 Abs. 2 Wiener
Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 51/2005, in Verbindung mit § 4
Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, Landesgesetzblatt fir Wien Nr. 9/2006 in der Fassung
LGBI. fir Wien Nr. 24/2012, (iber die Beschwerde des Beschuldigten vom 13. Juni 2021 gegen
das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, vom 02. Juni
2021, Zahl: MA67/216700209111/2021, zu Recht erkannt:

I. GemaR § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG) wird die Beschwerde als
unbegriindet abgewiesen und das angefochtene Straferkenntnis bestatigt.

Il. GemaR § 52 Abs. 1 und 2 VWGVG hat die beschwerdefiihrende Partei einen Beitrag zu den
Kosten des Beschwerdeverfahrens in Hohe von € 12,00 zu leisten.

Ill: GemaR § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehérde
bestimmt.

IV. Eine Revision durch die beschwerdefiihrende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art.
133 Abs. 6 Z1 B-VG ist gemal § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zuldssig.

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die
belangte Behdrde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Mit Straferkenntnis vom 02. Juni 2021, Zahl: MA67/216700209111/2021, hat der Magistrat der
Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behorde Herrn ***Bf1*** (in weiterer Folge:
Beschwerdefiihrer) angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlassig verkirzt in dem er das
mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behordlichen Kennzeichen ***2*** gm 03. Méarz 2021 um
13:43 Uhr in einer geblihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1150 Wien, Hitteldorfer Stralle 63-65,

1von8



Seite 2von 8

abgestellt habe ohne fiir seine Kennzeichnung mit einem fiir den Beanstandungszeitpunkt
glltigen Parkschein gesorgt zu haben.

Dadurch habe der Beschwerdefiihrer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2
Parkometerabgabeverordnung, ABI. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in
Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBI. fir Wien Nr. 9/2006, in der geltenden
Fassung, verletzt.

Wegen dieser Verwaltungsiibertretung werde iber den Beschwerdefiihrer gemald § 4 Abs. 1
Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Hohe von € 60,00 sowie im Falle der
Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhangt.

Ferner habe der Beschwerdefiihrer gemaR § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 -
VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.
Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00.

Das Straferkenntnis wurde folgendermaRen begriindet:

»Aus der Aktenlage ergibt sich folgender Sachverhalt:

Aus der dem Verfahren zugrunde liegenden Beanstandung, welche von einem Organ der
Landespolizeidirektion Wien mittels Organstrafverfiigung vorgenommen wurde, geht hervor,
dass das von lhnen gelenkte mehrspurige Kraftfahrzeug im Bereich der gebiihrenpflichtigen
Kurzparkzone abgestellt war, ohne dass die Parkometerabgabe entrichtet worden ist. Die
Abstellung ist auch durch Fotos dokumentiert.

In Ihrem Einspruch brachten Sie zu lhrer Verteidigung vor, dass Sie das Fahrzeug in einer
Ladezone abgestellt héiitten und bei der Firma ***1*** Warnschutzwesten gekauft hdtten. Dies
hdétte nur 5 Minuten gedauert.

Beweis wurde durch Einsichtnahme in den gegenstdindlichen Verwaltungsstrafakt erhoben.
Bei der Beweiswiirdigung waren folgende Uberlegungen mafigebend:

Zur Frage, ob Sie die gegenstiindliche Verwaltungsiibertretung begangen haben oder nicht,
stehen einander divergierende Darstellungen gegeniiber.

Die Anzeige ist als taugliches Beweismittel anzusehen (Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes vom 7.9.1990, ZI. 90/18/0079).

Aufgrund der Fotos des Meldungslegers und nach Einsicht des Stadtplanes ist als erwiesen
anzusehen, dass Sie Ihr Fahrzeug nicht in einer Ladezone, sondern in einer Kurzparkzone
abgestellt haben. Die Anzeige und die Beweisfotos befinden sich in der Beilage.

Die erkennende Behérde schenkt den klaren, nachvollziehbaren und auch widerspruchsfreien
Angaben des Meldungslegers Glauben, denn es bestand kein Anlass, an diesen zu zweifeln.
Dieser unterlag aufgrund seiner Stellung der Wahrheitspflicht und hétte dieser bei einer
Zuwiderhandlung mit dienstrechtlichem Konsequenzen zu rechnen.

Aus dem Akt ergibt sich aufserdem kein Anhaltspunkt dafiir, dass er eine ihm unbekannte
Person wahrheitswidrig belasten und leichtfertig einem Verwaltungsstrafverfahren aussetzen
hdtte wollen.

Die blofSe Erklérung eines Beschuldigten, der Vorhalt der ihm zur Last gelegten
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Verwaltungsiibertretung sei nicht richtig, ist nicht ausreichend, diese zu widerlegen. Vielmehr
ist es Aufgabe des Beschuldigten, konkreten Erhebungsergebnissen nicht nur Behauptungen
entgegen zu setzen, sondern auch entsprechende Beweise anzubieten. Geschieht dies nicht, ist
die Behdrde nicht gehalten, aufgrund unbestimmter und allgemein gehaltener Einwendungen
des Beschuldigten weitere Beweiserhebungen durchzufiihren (vgl. VWGH 21.7.1990,
89/02/0188 und VWGH 18.9.1985, 85/03/0074).

Die angetastete Verwaltungsiibertretung ist somit als erwiesen anzusehen.

Rechtlich ist dieser Sachverhalt wie folgt zu beurteilen:

Nach § 5 Abs 2 Parkometerabgabeverordnung ist (u. a.) der Lenker zur Entrichtung der Abgabe
verpflichtet. Jeder Lenker der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem Gebiet abstellt, fiir das
eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des Abstellens des
Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchfiihrung der angeordneten
KontrollmafSnahmen mitzuwirken.

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen, weil kein Parkschein hinterlegt wurde und
die Parkometerabgabe auch nicht auf andere Weise (z.B. m-parking) entrichtet wurde.

Der Akteninhalt bietet keinen Anhaltspunkt dafiir, dass Sie nach lhren persénlichen
Verhdltnissen zum Zeitpunkt der Tat nicht fihig gewesen wdire, die objektiv gebotene Sorgfalt
einzuhalten oder den von lhnen verursachten Erfolg vorauszusehen, oder dass lhnen
rechtmdpfiges Verhalten in der konkreten Situation unzumutbar gewesen wdre. Sie haben daher
durch die Verletzung der fiir Sie bestehenden und ihm auch zumutbaren Sorgfaltspflicht, somit
fahrléssig, die Abgabe verkiirzt.

Aus diesem Grund sind sowohl die objektiven als auch die subjektiven Voraussetzungen fiir die
Strafbarkeit gegeben.

Zur Strafbemessung hat die Behérde Folgendes erwogen:

Gemdfs § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 sind Handlungen oder Unterlassungen, durch die die
Abgabe hinterzogen oder fahrléssig verkiirzt wird, als Verwaltungsiibertretung mit Geldstrafen
bis zu EUR 365,00 zu bestrafen.

Grundlage fiir die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten
Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die Tat.

Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind (iberdies die nach dem Zweck der Strafdrohung in
Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie nicht schon die
Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwdgen. Auf das Ausmafs des Verschuldens ist
besonders Bedacht zu nehmen. Unter Beriicksichtigung der Eigenart des
Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemdf anzuwenden.
Die Einkommens- und Vermdgensverhdltnisse und allféllige Sorgepflichten des Beschuldigten
sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu beriicksichtigen.

Das Verschulden konnte nicht als geringfiigig angesehen werden, weil nicht erkennbar ist, dass
die Verwirklichung des Tatbestandes bei gehériger Aufmerksamkeit nur schwer hdétte
vermieden werden kénnen.

Bei der Strafbemessung wurden lhre Einkommens- und Vermdégensverhdltnisse sowie allfdllige

3von 8



Seite 4 von 8

Sorgepflichten, soweit diese der Behérde bekannt waren, berlicksichtigt. Zudem wurde auf
eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen.

Die Strafe hat sich vor allem auch am Strafzweck zu orientieren. Das Parkometergesetz verfolgt
auch das Ziel, den Parkraum zu rationieren und kann dieses Ziel nur erreicht werden, wenn die
Strafe durch ihre Hohe geeignet ist, Sie zur Vermeidung von Ubertretungen des
Parkometergesetzes anzuhalten.

Der Ausspruch (iber die Kosten ist im § 64 Abs. 2 VStG begriindet.”

In der Beschwerde vom 13. Juni 2021 wurde ausgefiihrt:

,Dieser sogenannte Parkplatz ist eine Ladezone der Firma ***1***_ |ch habe bei der Firma
*EX1*** Ware geladen und das innerhalb von 5 Minuten, jedoch habe ich keinen Beamten
gesehen, der diese Anzeige schrieb. Ich war ganz kurz vl. ein paar Meter entfernt, da ich die
Ware ja aus dem Geschdft holen musste. Ich ersuche um Einstellung des Verfahrens.”

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

Das kontrollierende Parkraumiiberwachungsorgan (Meldungsleger) hat das Abstellen des
mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen Kennzeichen ***2*** am 03. Marz 2021 um
13:43 Uhr in der im 15. Wiener Gemeindebezirk befindlichen, gebihrenpflichtigen
Kurzparkzone, Hitteldorfer Stralle 63-65, ohne Kennzeichnung mit einem fiir den
Beanstandungszeitpunkt giiltigen Parkschein beanstandet.

Nicht bestritten wurde der Beanstandungszeitpunkt sowie die Tatsache, dass kein Parkschein
ausgefullt bzw aktiviert worden war.

Der Beschwerdefiihrer meint aber, er habe das Fahrzeug in einer Ladezone abgestellt und
Ware geladen.

Der Verfahrensgrundsatz, dass die Behdrde von Amts wegen vorzugehen hat (§ 24 VStG iVm §
39 Abs 2 AVG, § 25 Abs 1 VStG), befreit die Partei nicht von ihrer Verpflichtung, zur Ermittlung
des maRgeblichen Sachverhaltes beizutragen, wobei diese Mitwirkungspflicht auch den
Beschuldigten im Verwaltungsstrafverfahren trifft. Die Mitwirkungspflicht hat insb dort
Bedeutung, wo ein Sachverhalt nur im Zusammenwirken mit der Partei geklart werden kann,
und erfordert es, dass der Beschuldigte seine Verantwortung nicht darauf beschranken kann,
die ihm zur Kenntnis gelangten Erhebungsergebnisse flr unrichtig zu erklaren, ohne diesen
ebenso konkrete Behauptungen entgegenzusetzen und entsprechende Beweise anzubieten. So
|6st etwa das bloRe globale Bestreiten des Beschuldigten, ohne nahere Konkretisierung und
Stellung von Beweisantragen, in einem durch eine Meldung eines Sicherheitswachebeamten
eingeleiteten Verfahren keine weitere Ermittlungspflicht aus. Unterlasst der Beschuldigte die
gebotene Mitwirkung im Verwaltungsstrafverfahren, so bedeutet es keinen Verfahrensmangel,
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wenn die Behorde von Amts wegen keine weiteren Erhebungen durchfihrt (VwGH 20.
September 1999, 98/21/0137).

Der Beschwerdefiihrer hat nicht einmal ansatzweise versucht, die behauptete Ladetatigkeit in
einer Ladezone durch Vorlage geeigneter Unterlagen zu untermauern.

Der Meldungsleger hingegen hat keine Ladetatigkeit wahrgenommen und seine Amtshandlung
durch drei zum Beanstandungszeitpunkt angefertigte Fotos zusatzlich dokumentiert. Ein
Abgleich der Bilder mit Google Maps ergibt eindeutig, dass sich der Abstellort westlich der
Ladezone, die auRerdem ausschlieBlich werktags von 08:00 bis 12:00 Uhr fiir die Ladetatigkeit
mit Lastfahrzeugen eingerichtet ist, befunden hat.

Somit geht das Bundesfinanzgericht in freier Beweiswirdigung nach § 45 Abs. 2 AVG davon
aus, dass das verfahrensgegenstandliche Fahrzeug nicht in einer Ladezone abgestellt war und
keine Ladetatigkeit durchgefiihrt wurde.

§ 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

"Fiir das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) ist
eine Abgabe zu entrichten."

§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

"(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemdfSen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine)
oder mit der Bestdtigung der Abstellanmeldung als entrichtet.

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur
ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem
Gebiet abstellt, fiir das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des
Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchfiihrung der
angeordneten Kontrollmafisnahmen mitzuwirken."

Der Beschwerdefiihrer hat das verfahrensgegenstandliche Fahrzeug in einer
geblihrenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt ohne zu Beginn des Abstellens einen gliltigen
Parkschein auszufillen bzw. zu aktivieren und somit den objektiven Tatbestand der
fahrlassigen Abgabenverkiirzung verwirklicht.

§ 5 VStG normiert:

(1) Wenn eine Verwaltungsvorschrift iiber das Verschulden nicht anderes bestimmt, genligt zur
Strafbarkeit fahrldssiges Verhalten. Fahrléssigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder
bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand
einer Verwaltungsiibertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehért und
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der Tdter nicht glaubhaft macht, dafs ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein
Verschulden trifft.

(2) Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift, der der Téter zuwidergehandelt hat, entschuldigt nur
dann, wenn sie erwiesenermafSen unverschuldet ist und der Téter das Unerlaubte seines
Verhaltens ohne Kenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht einsehen konnte."

Der Beschwerdefiihrer brachte keine Griinde vor, um sein mangelndes Verschulden darzutun,
und es waren auch aus der Aktenlage keine Umstande ersichtlich, dass ihn an der Begehung
der Verwaltungsibertretung kein Verschulden trafe, weshalb von zumindest fahrldssigem
Verhalten auszugehen ist.

Somit sind auch die subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit als erwiesen anzusehen.
§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert:

"(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrléissig
verkiirzt wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu
bestrafen."

§ 19 VStG normiert:

"(1) Grundlage fiir die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten
Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die Tat.

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind (iberdies die nach dem Zweck der
Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie nicht
schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwdgen. Auf das Ausmapf3 des
Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Beriicksichtigung der Eigenart des
Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemdf$ anzuwenden.
Die Einkommens- und Vermdégensverhdltnisse und allféillige Sorgepflichten des Beschuldigten
sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu beriicksichtigen."

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Verwaltungsibertretung schadigte in nicht
unerheblichem Male das als sehr bedeutend einzustufende 6ffentliche Interesse an der
Bewirtschaftung des ohnehin knappen innerstadtischen Parkraumes sowie an der
ordnungsgemaRen und fristgerechten Entrichtung der Parkometerabgabe. Der objektive
Unrechtsgehalt der fahrlassigen Abgabenverkiirzung kann daher, selbst bei Fehlen sonstiger
nachteiliger Folgen, keineswegs als gering angesehen werden.

Das Ausmal’ des Verschuldens war im beschwerdegegenstandlichen Fall in Anbetracht der
AuBerachtlassung der objektiv gebotenen und dem Beschwerdefiihrer zumutbaren Sorgfalt
nicht als geringfiigig zu werten, da weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstande
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anzunehmen ist, dass die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch den
Beschwerdefiihrer eine besondere Aufmerksamkeit erfordert hatte oder dass die
Verwirklichung des Straftatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hatte vermieden
werden kdnnen.

Wegen der zahlreichen rechtskraftigen verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen, auch nach
dem Wiener Parkometergesetz, kommt dem Beschwerdefiihrer der Milderungsgrund der
verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit nicht mehr zu Gute.

Andere Milderungsgriinde sind ebenfalls nicht hervorgekommen.

Fir eine unglinstige Einkommens- und Vermogenssituation des Beschwerdeflihrers besteht
nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt, sodass von durchschnittlichen wirtschaftlichen
Verhaltnissen auszugehen ist. Sorgepflichten sind ebenfalls nicht bekannt geworden und
konnen daher nicht bericksichtigt werden.

Unter Bedachtnahme auf die angefiihrten Strafbemessungsgriinde sowie aus general- und
spezialpraventiven Erwagungen ist die verhangte Geldstrafe in Hohe von € 60,00 angesichts
des bis zu € 365,00 reichenden Strafrahmens keinesfalls als Gberhéht zu betrachten.

§ 44 VwGVG normiert:

»(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn
3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht (ibersteigende Geldstrafe verhéngt wurde [...]
und keine Partei die Durchfiihrung einer Verhandlung beantragt hat.”

Es konnte von der Durchflihrung einer miindlichen Verhandlung abgesehen werden, da eine
solche nicht beantragt und im angefochtenen Straferkenntnis eine € 500 nicht lGbersteigende
Geldstrafe verhangt wurde.

Kostenentscheidung

Da der Kostenbeitrag des erstinstanzlichen Verfahrens gemafd § 64 VStG mit 10% der
verhangten Strafe, mindestens jedoch mit € 10,00, zu bemessen ist, wurde er mit € 10,00
korrekt festgesetzt.

GemalR § 52 Abs. 1 VWGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein
Straferkenntnis bestatigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten
des Strafverfahrens zu leisten hat.

GemaR § 52 Abs. 2 VWGVG ist dieser Betrag fur das Beschwerdeverfahren mit 20% der
verhangten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen.
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Die beschwerdeflihrende Partei hat daher gemals § 52 Abs. 2 VWGVG weitere € 12,00 als
Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten.

GemaR § 52 Abs. 6 VWGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemal} anzuwenden.
Gemal § 54b Abs. 1 VStG idF BGBI | 2013/33 sind rechtskraftig verhdngte Geldstrafen oder
sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft
zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer
angemessenen Frist von hochstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist
ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur
Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu
erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

GemaR § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZolIR-
DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche
Abgabenbehdrde oder Finanzstrafbehoérde die Entscheidung zu vollstrecken hat.

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehérde zweckmaRig, da dem
Magistrat der Stadt Wien bereits gemaR § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschliisse obliegt (vgl. fir viele
ausfuhrlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6).

Zur Unzulassigkeit der Revision

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zuldssig, da das
Erkenntnis nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.

Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenstandlich nicht vor.

Wien, am 30. Juni 2021

8von 8



	Entscheidungsgründe
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Kostenentscheidung



